
 

 

Bekanntgabe nach § 5 Abs.2 UVPG über die Feststellung der UVP-Pflicht 

für ein Vorhaben der AWG Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH Wuppertal 

in Wuppertal 

Antrag der AWG Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH Wuppertal auf 

Genehmigung nach § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zur 

wesentlichen Änderung der Anlage zur Herstellung von Wasserstoff 

mittels Elektrolyse von Wasser 

Bezirksregierung Düsseldorf Düsseldorf, den 03.12.2024 

53.02-0113340-0002-G16-0077-23 

Die AWG Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH Wuppertal hat mit Datum vom 08.12.2023 

einen Antrag auf Genehmigung nach § 16 BImSchG zur wesentlichen Änderung der 

Anlage zur Herstellung von Wasserstoff mittels Elektrolyse von Wasser durch 

Austausch des Elektrolyseurs (1. Linie) und des Kompressors sowie Umstellung auf 

kaskadierende Speicherung auf dem Betriebsgelände Korzert  15 in 42349 Wuppertal 

gestellt. Die Produktionskapazität von 400 kg/d H2 sowie die Speicherkapazität von 

500 kg H2 bleiben unverändert. 

Bei der beantragten wesentlichen Änderung des Anlage zur Herstellung von 

Wasserstoff mittels Elektrolyse von Wasser der AWG Abfallwirtschaftsgesellschaft 

mbH Wuppertal handelt es sich um ein Vorhaben nach Anlage 1, Ziffer 4.2 des Geset-

zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).   

 

Wird ein Vorhaben geändert, für das keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-

führt worden ist, so wird gemäß § 9 Abs. 3 UVPG für das Änderungsvorhaben eine 

Vorprüfung durchgeführt, wenn für das Vorhaben nach Anlage 1 

1. eine UVP-Pflicht besteht und dafür keine Größen- oder Leistungswerte vorge-

schrieben sind oder 

2. eine Vorprüfung, aber keine Prüfwerte vorgeschrieben sind. 

Es wurde eine allgemeine Vorprüfung nach § 9 Absatz 3 Nr. 2 und Absatz 4 in Verbin-

dung mit § 7 Absatz 1 UVPG durchgeführt. 
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Die UVP-Pflicht besteht, wenn die Vorprüfung ergibt, dass das Änderungsvorhaben 

erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Absatz 2 

UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

Durch die beantragten Maßnahmen sind keine zusätzlichen erheblichen nachteiligen 

Auswirkungen auf die in § 2 Absatz 1 UVPG genannten Schutzgüter zu erwarten. Der 

Standort der Anlage und die bestehenden Nutzungen werden nicht verändert. Glei-

ches gilt für die Beschaffenheit der Anlage und die genehmigte Produktionskapazität. 

Am Standort liegen keine besonderen Qualitätskriterien vor. Reichtum, Qualität und 

Regenerationsfähigkeit von Wasser, Boden, Natur (Tiere und Pflanzen) und Land-

schaft (Landschaftsbild, Landschaftsraum) werden durch das Vorhaben nicht nachtei-

lig beeinflusst. Im Untersuchungsraum vorhandene besonders empfindliche schutzbe-

dürftige oder nach Landesrecht geschützte Gebiete werden durch das Vorhaben nicht 

belastet. Naturdenkmäler, geschützte Landschaftsbestandteile, Boden- und Baudenk-

mäler sind im Betrachtungsgebiet nicht anzutreffen. Ein den Anlagenstandort und den 

Betrachtungsraum umfassender Luftreinhalteplan liegt nicht vor. Die Anlage bildet kei-

nen Betriebsbereich im Sinne von § 3 (5a) BImSchG. Durch das Vorhaben wird das 

Gefährdungspotenzial nicht erhöht. Der Abstand und damit die untere Zünddistanz zu 

öffentlich zugänglichen Bereichen ändert sich nicht und beträgt weiterhin mindestens 

3 m.  

Gemäß den vorgenannten Aspekten sind Risiken für die menschliche Gesundheit nicht 

zu erwarten. 

Gemäß § 5 Abs.1 UVPG stelle ich daher als Ergebnis der durchgeführten Vorprüfung 

fest, dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchführung einer Um-

weltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 

Die Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

 

Im Auftrag 

gezeichnet 

Ralf Schneiderwind  

 


